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EWE NETZ GmbH | Postfach 25 01 | 26015 Oldenburg Sie erreichen uns: 
 

* EWE NETZ GmbH 
Cloppenburger Straße 302 | 26133 Oldenburg  

 

Ihre Zeichen/Nachricht:        

 
 
 

Bundesnetzagentur 
Beschlusskammer 6 und  
Beschlusskammer 8 
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn  

 
Konsultation Eckpunktepapier § 14a EnWG – Steuerbare Verbrauchseinrichtungen  
Hier: Stellungnahme EWE NETZ 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
am 16.06.2023 haben die Beschlusskammer 6 und die Beschlusskammer 8 ein zweites Konsultations-
verfahren zu den Festlegungen (Az.: BK6-22-300 und BK8-22/010-A) gestartet und die Möglichkeit der 
Stellungnahme bis zum 27.07.2023 eingeräumt. Mit vorliegendem Schreiben sowie den in der Anlage 
zugehörigen Excelformblättern der BK6 und BK8 nimmt EWE NETZ fristgerecht die Gelegenheit zur 
Stellungnahme wahr.  
 
Aus Sicht von EWE NETZ EWE NETZ sind die Festlegungsentwürfe der BK6 und BK8 zur Durchführung 
der netzorientierten Steuerung von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen nach § 14a EnWG grund-
sätzlich zu begrüßen. Jedoch sind in den Entwürfen der BK6 und BK8 erhebliche Zugeständnisse im 
Vergleich zu dem Eckpunktepapier vom 24.11.2022 formuliert worden. Hierzu zählen insbesondere: 
 

· die Begrenzung der Eingriffsdauern auf 2 h pro Tag, 
· die Begrenzung der präventiven (ehemals „statischen“) Steuerung auf 24 Monate 
· die erhöhte Mindestleistung auf 4,2 kW, 
· Wahlfreiheiten und Artenvielfalt bei den Netzentgelten, insbesondere erstmals zeitabhän-

gige Netzentgelte, direkte Vertragsbeziehung zwischen VNB und Anschlussnutzer/-nehmer 
(z. B. Vertragsstrafenvereinbarung). 

 
Die Kombination aus Begrenzung der Eingriffsdauer auf 2 h, garantierter Mindest-Bezugsleistung von 
4,2 kW und sofortiger Anschlusspflicht ist aus Netzstabilitätsgründen nicht vertretbar! Verfehlt das 
Instrument durch derartige Zugeständnisse seine verlässliche Wirkung, so kann es in Verbindung mit 
der sofortigen Anschlusspflicht, gerade in noch nicht ertüchtigten Netzsegmenten, zum Auslösen der 
Sicherungen im Ortsnetz kommen. Das Ziel eines „Ermöglichungs-Paragraphen 14a“ für einen schnel-
len Hochlauf der Verkehrs- und Wärmewende bliebe unerreicht. 
 
Die Begrenzung der Eingriffsdauer ist vor allem im Anwendungsfall mit dem höchstem Lastverschie-
bepotential – Elektromobilität – suboptimal. Die auf 4,2 kW erhöhte Mindestleistung ließe keine sig-
nifikanten Komforteinbußen erwarten; die 22-stündige Verfügbarkeit einer hohen Ladeleistung ginge 
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weit über den realen Fahrenergiebedarf hinaus. Wie argumentiert man diesen Bedarf gegenüber Kun-
den ohne eigenen Stellplatz/Ladepunkt, die zukünftig auch Elektrofahrzeuge nutzen sollen? 
 
Die verbleibende Netzdienlichkeit des Instrumentes §14a wäre derart gering, dass sich die signifi-
kante Umverteilung der Netzentgelte auf übrige Kundengruppen nicht rechtfertigen ließe. 
 
Die prozessuale Umsetzung der vielfältigen/wählbaren Netzentgelt-Varianten ist für alle Varianten 
bis zum 01.01.2024, insb. auch mit Blick auf fixierte MaKo-Änderungstermine, für alle Stakeholder 
unrealistisch. Die Variantenvielfalt zieht Komplexitätszuwachs nach sich ohne volkswirtschaftlichen 
Nutzen zu generieren. Deshalb plädieren wir, zum Start nur mit Modul 1 zu beginnen. Zudem sollten 
Verstöße gegen die Festlegungen nicht als Vertragsstrafen geahndet werden, sondern als Bußgelder, 
die von der Bundesnetzagentur erhoben werden. Die Netzbetreiber würden Verstöße der BNetzA 
anzeigen. 
 
Darüber hinaus möchten wir darauf hinweisen, dass im Festlegungsentwurf der BK8 ein verpflichten-
der Rollout des intelligenten Messsystems inkl. Steuereinheit für steuerbare Verbrauchseinrichtun-
gen vorgesehen ist. Durch diesen beschleunigenden Effekt des Rollouts ist perspektivisch bei EWE 
NETZ jährlich mit zweistelligen Millionenbeträgen zu rechnen. Hierfür ist eine zum 01.01.2024 wir-
kende adäquate Kostenanerkennung für den Netzbetreiber voraussetzend, da ansonsten eine erheb-
liche Ergebnislücke entsteht. 
 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

gez. ppa   gez. i.V
 
 
Anlagen 
Anlage 1 – 20230725 EWE NETZ_BK6-22-300_Formblatt_Stn 
Anlage 2 – 20230725 EWE NETZ_BK8-22-010-A_Formblatt_Stn 

 


